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Drucksache V/4380 


Zweiter Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gaststättengesetzes (GastG) 

— Drucksachen V/205, V/1652, V/3623 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wieninger 


L Allgemeines 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen legt hiermit seinen zweiten Schriftlichen Be- 
richt über den von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurf eines Gaststättengesetzes vor. Der erste 
Schriftliche Bericht (Drucksache V/1652) war im Ple- 
num nicht zur Beratung gelangt; der Gesetzentwurf 
wurde vielmehr in der 116. Sitzung des Bundestages 
vom 28. Juni 1967 an den Rechtsausschuß feder- 
führend und an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mitberatend zurückverwiesen, 
um den Ausschüssen noch einmal Gelegenheit zu 
geben, einige offengebliebene Punkte zu klären. Der 
Rechtsausschuß hat sich am 25. September und am 
14. November 1968 nochmals mit dem Gesetzentwurf 
befaßt. Im Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen fand am 24. Oktober 1968 eine erneute Be- 
ratung des Entwurfs statt. Im Mittelpunkt der Erör- 
terungen stand die Frage der Einführung eines 
Sachkundenachweises für Speisewirtschaften. Der in 
diesem Zeitpunkt federführende Rechtsausschuß 
legte sodann seinen Schriftlichen Bericht vor (Druck- 
sache V/3623). Der Gesetzentwurf wurde in der zwei- 
ten Beratung am 22. Januar 1969 im Hinblick auf 
sich widersprechende Ergebnisse bei der Abstim- 
mung über einzelne den Sachkundenachweis betref- 
fende Vorschriften diesmal federführend an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen und 
an den Rechtsausschuß mitberatend nochmals zu- 
rückverwiesen. Der Rechtsausschuß, der die Vor- 
lage am 12. Juni 1969 erneut beraten hat, stimmt 
den nachfolgend erläuterten Änderungen zu. 

II. Grundsätzliches 

Der federführende Ausschuß hat sich in seiner 
Sitzung am 3. Juni 1969 nochmals insbesondere ein- 
gehend mit der Frage des Sachkundenachweises für 
Speisewirte befaßt, wie er vom Rechtsausschuß vor- 


geschlagen worden ist (Drucksache Y/3623 — § 4 a). 
Er hat aus den bereits im Schriftlichen Bericht 
(Drucksache V/1652) ausführlich dargelegten Grün- 
den an seiner Auffassung festgehalten und die Ein- 
führung eines Sachkundenachweises nochmals ab- 
gelehnt. Er hält es jedoch für richtig, die Vorschrift 
betreffend den Unterrichtungsnachweis (§ 4 Abs. 1 
Nr. 4) insbesondere dahin zu erweitern, daß in der 
von der Industrie- und Handelskammer auszustel- 
lenden Bescheinigung zusätzlich zum Ausdruck ge- 
bracht werden soll, daß der Gaststättenbewerber als 
mit den Grundzügen der in § 4 Abs. 1 Nr. 4 genann- 
ten Kenntnisse vertraut gelten kann. Hierdurch er- 
hält das Unterrichtungsverfahren größeres Gewicht; 
eine Prüfung des Bewerbers, die der Ausschuß 
nach wie vor ablehnt, ist hiermit jedoch nicht ver- 
bunden. 

Der Wirtschaftsausschuß hat sich schon zuvor eini- 
gen Vorschlägen des Rechtsausschusses anschlie- 
ßen können (§ 4 Abs. 1 Nr. 3, §§ 6, 18 Abs. 1). Er 
stimmt ferner dem Vorschlag des Rechtsausschusses 
zu, auf die Einführung eines Unterschiebungsverbotes 
(als § 20 Nr. 7) zu verzichten und schließt sich der 
vom Recht saus schuß vorgeschlagenen Anpassung des 
Gesetzentwurfs an das inzwischen erlassene Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten an (§§ 29, 30, 31, 32). 
Hingegen ist der federführende Ausschuß weiterhin 
der Auffassung, daß ein Beherbergungsbetrieb von 
der Erlaubnis freigestellt werden sollte, wenn er 
darauf eingerichtet ist, nicht mehr als acht Gäste 
gleichzeitig zu beherbergen (§ 2 Abs. 4). 

Im übrigen wird auf die Darlegungen im ersten 
Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen verwiesen (Drucksache 
V/1652), die sich der Ausschuß weiterhin zu eigen 
macht. Der vorliegende Bericht befaßt sich im ein- 
zelnen daher nur mit den Vorschriften, für die der 
federführende Ausschuß gegenüber der Drucksache 
V/1652 Änderungen vorschlägt. 
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III. Erläuterungen der Änderungen 
Zu § 4 Abs. 1 Nr. 3 

Der federführende Ausschuß ist mit dem Rechts- 
ausschuß der Auffassung, daß die Worte „für die 
Bewohner des Betriebsgrundstückes oder der Nach- 
bargrundstücke oder" gestrichen werden sollten. 
Hierdurch soll die — auch bisher vom Wirtschafts- 
ausschuß vertretene Auffassung — unterstrichen 
werden, daß dem angesprochenen Personenkreis ein 
Rechtsanspruch, gegen die Erteilung einer Erlaubnis 
im Verwaltungsstreitverfahren Vorgehen zu können, 
nicht gegeben ist. Der Nachbarschutz ist durch die 
Möglichkeiten nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 und § 4 Abs. 1 
Nr. 3 hinreichend gewährleistet. 

Zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 

Der federführende Ausschuß hat sich nochmals 
eingehend mit dem vom Rechts aus schuß vorgeschla- 
genen Sachkundenachweis befaßt, ihn aber mit 
Mehrheit aus den in der Drucksache V/1652 darge- 
legten Gründen abgelehnt und sich für das Unter- 
richtungsverfahren entschieden. Der Ausschuß hält 
es aber für zweckmäßig, die Gebiete, auf die sich 
das Unterrichtungsverfahren zu erstrecken hat, im 
Gesetz ausführlicher als bisher aufzuführen. Die 
Vorschrift erwähnt daher jetzt auch die lebensmittel- 
rechtlichen, arbeitsschutzrechtlichen und wett- 
bewerbsrechtlichen Kenntnisse. Um dem Unterrich- 
tungsverfahren größeres Gewicht zu verleihen, soll 
in der von der Industrie- und Handelskammer aus- 
zustellenden Bescheinigung zusätzlich zum Aus- 
druck gebracht werden, daß der Gaststättenbewerber 
als mit den Grundzügen der in § 4 Abs. 1 Nr. 4 ange- 
sprochenen Kenntnisse vertraut gelten kann. Damit 
soll bekundet werden, daß der Bewerber bei der 
Unterrichtung ein gebotenes Interesse an den Tag 
gelegt hat. 

Der Ausschuß betont ausdrücklich, daß eine 
irgendwie geartete Prüfung des Bewerbers in die- 
sem Verfahren nicht stattfinden darf. Er erwartet 
aber von den für die Unterrichtung zuständigen In- 


dustrie- und Handelskammern, daß sie dem Verfah- 
ren besondere Aufmerksamkeit widmen und seine 
Durchführung wirkungsvoll gestalten. Einzelheiten 
über die Ausgestaltung können in den Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Ge- 
setzes (§ 33) festgelegt werden. 

Zu §6 

Zur Vermeidung von Schwierigkeiten beim Voll- 
zug des Gesetzes soll ein Satz 2 eingefügt werden, 
wonach die Erlaubnisbehörde in den in Rede stehen- 
den Fällen für den Ausschank aus Automaten Aus- 
nahmen zulassen kann. 

Zu § 18 Abs. 1 Satz 3 

Im Hinblick auf die neuere Rechtsprechung ist die 
Vorschrift, wonach die Sperrzeit nach der Art der 
ausgeschenkten Getränke unterschiedlich festgesetzt 
werden kann, entbehrlich. Sie könnte außerdem zu 
dem — nicht beabsichtigten — Schluß führen, daß 
die Sperrzeit nicht auch unter anderen Gesichtspunk- 
ten festgesetzt werden kann. 

Zu § 29 Abs. 3 

Eine Abstufung in der Bußgeldandrohung nach 
dem Grad des Verschuldens ist auch nach Auffas- 
sung des Ausschusses im Hinblick auf das Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten entbehrlich. Der Aus- 
schuß schließt sich im übrigen der Begründung des 
Rechtsausschusses an (Drucksache V/3623). 

Zu § 29 Abs. 4, §§ 30, 31 und 32 

Die Vorschriften sind im Hinblick auf das inzwi- 
schen erlassene Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
entbehrlich. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, dem Ge- 
setzentwurf in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Wieninger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/205 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 


Dr, h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Wieninger 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gaststättengesetzes (GastG) 

— Drucksache V/205 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 
(15. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gaststättengesetzes 
(GastG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt, wer im stehenden Gewerbe 

1. Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle 
verabreicht (Schankwirtschaft), 

2. zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort 
und Stelle verabreicht (Speisewirtschaft) 

oder 

3. Gäste beherbergt (Beherbergungsbetrieb), 

wenn der Betrieb jedermann oder bestimmten Per- 
sonenkreisen zugänglich ist. 

(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer im Reisegewerbe von 
einer festen Betriebsstätte aus alkoholische Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht. 


§2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch juri- 
stischen Personen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 

1. Milch, Milcherzeugnisse oder akoholfreie 
Milchmischgetränke verabreicht und zur 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Entwurf eines Gaststättengesetzes 
(GastG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gaststättengewerbe 

(1) unverändert 


(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer als selbständiger Ge- 
werbetreibender im Reisegewerbe von einer für die 
Dauer der Veranstaltung ortsfesten Betriebsstätte 
aus alkoholische Getränke zum Verzehr an Ort und 
Stelle verabreicht, wenn der Betrieb jedermann 
oder bestimmten Personenkreisen zugänglich ist. 

§ 2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch nicht- 
rechtsfähigen Vereinen erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. unverändert 
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Entwurf 

Abgabe loser Milch nach den Vorschriften 
des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 421), zuletzt geändert 
durch das ’ Bundesseuchengesetz vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012) 
berechtigt ist, 

2. unentgeltliche Kostproben verabreicht, 

3. alkoholfreie Getränke aus Automaten 
verabreicht, 

4. Getränke oder zubereitete Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte aus Automa- 
ten verabreicht. 


(3) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer, ohne 
Sitzgelegenheit bereitzustellen, in räumlicher Ver- 
bindung mit seinem Ladengeschäft des Lebensmittel- 
einzelhandels oder des Lebensmittelhandwerks 
während der Ladenöffnungszeiten alkoholfreie Ge- 
tränke oder zubereitete Speisen verabreicht. 

(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als fünf Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
Isiuhmspflichtigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§ 3 

Inhalt der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Betriebs- 
art und für bestimmte Räume zu erteilen. Die Be- 
triebsart ist lin der Erlaubnisurkunde nach der Art 
und Weise der Betriebsgestaltung, insbesondere 
nach den Betriebszeiten und der Art der Getränke, 
der zubereiteten Speisen, der Beherbergung oder 
der Darbietungen, zu bezeichnen. 

(2) Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt wer- 
den; sie darf auf Zeit erteilt werden, soweit dieses 
Gesetz es zuläßt oder der Antragsteller es bean- 
tragt. 

(3) Die Erlaubnis zum Ausschank alkoholischer 
Getränke schließt die Erlaubnis zum Ausschank al- 
koholfreier Getränke ein. 

§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
die natürliche Person, bei juristischen Per- 
sonen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
eine nach Gesetz, Satzung oder Gesell- 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. Getränke oder zubereitete Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte verabreicht, 

5. alkoholfreie Getränke oder zubereitete 
Speisen in Kraftfahrzeugen anläßlich der 
Beförderung von Personen verabreicht. 

(3) unverändert 


(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als acht Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
laubnisbedürftigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§ 3 

Inhalt der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist für eine beslimmle Betriebs- 
art und für bestimmte Räume zu erteilen. Die Be- 
triebsart ist in der Erlaubnisurkunde zu bezeichnen; 
sie bestimmt sich nach der Art und Weise der Be- 
triebsgestaltung, insbesondere nach den Betriebs- 
zeiten und der Art der Getränke, der zubereiteten 
Speisen, der Beherbergung oder der Darbietungen. 

(2) Die Erlaubnis darf auf Zeit erteilt werden, 
soweit dieses Gesetz es zuläßt oder der Antrag- 
steller es beantragt. 

(3) unverändert 


§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Antragsteller die für den Gewerbe- 
betrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt, insbesondere dem Trünke ergeben 
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Entwurf 

schaitsveitiag zur Vertretung berufene 
Person die für den Gewerbebetrieb erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, ins- 
besondere dem Trünke ergeben ist oder 
befürchten läßt, daß sie Unerfahrene, 
Leichtsinnige oder Willensschwäche aus- 
beuten wird oder dem Alkoholmißbrauch, 
verbotenem Glücksspiel, der Hehlerei oder 
der Unsittlichkeit Vorschub leisten wird 
oder die Vorschriften des Gesundheits- 
oder Lebensmittelrechts, des Arbeits- oder 
Jugendschutzes nicht einhalten w;ird, 

2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Besdiäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit nicht genügen oder 


3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine 
örtliche Lage oder auf die Verwendung 
der Räume dem öffentlichen Interesse wi- 
derspricht, insbesondere erhebliche Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen für die 
Bewohner des Betriebsgrundstücks oder 
der N achbargrundstücke oder für die All- 
gemeinheit befürchten läßt, 

4. der Antragsteller nicht durch eine Beschei- 
nigung der für den Ort seiner gewerbli- 
chen Niederlassung zuständigen Industrie- 
und Handelskammer nachweist, daß er 
über die mit der Führung des in Aussicht 
genommenen Betriebes verbundenen Ver- 
pflichtungen und über das Ausmaß der 
hierfür notwendigen allgemeinen kauf- 
männischen, betriebswirtschaftlichen, steu- 
errechtlichen und gewerberechtlichen 
Kenntnisse unterrichtet worden ist. 


(2) Wird bei juristischen Personen oder nicht- 
rechtsfähigen Vereinen nach Erteilung der Erlaubnis 
eine andere Person zur Vertretung nach Gesetz, Sat- 
zung cvder Gesellschaftsvertrag berufen, so ist 
dies unverzüglich der Erlaubnisbehörde anzuzeigen. 

(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnimg 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

ist oder befürchten läßt, daß er Unerfah- 
rene, Leichtsinnige oder Willensschwäche 
ausbeuten wird oder dem Alkoholmiß- 
brauch, verbotenem Glücksspiel, der 
Hehlerei oder der Unsittlichkeit Vorschub 
leisten wird oder die Vorschriften des 
Gesundheits- oder Lebensmittelrechts, des 
Arbeits- oder Jugendschutzes nicht ein- 
halten wird. 


2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Beschäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit oder den sonst zur Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung notwendigen Anforderungen nicht 
genügen oder 

3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine 
örtliche Lage oder auf die Verwendung 
der Räume dem öffentlichen Interesse wi- 
derspricht, insbesondere erhebliche Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen für die 
Allgemeinheit befürchten läßt. 


4. der Antragsteller nicht durch eine Beschei- 
nigung der für den Ort seiner gewerbli- 
chen Niederlassung zuständigen Industrie- 
und Handelskammer nachweist, daß er 
über die mit der Führung des in Aussicht 
genommenen Betriebes verbundenen Ver- 
pflichtungen und über das Ausmaß der 
hierfür notwendigen allgemeinen kauf- 
männischen, betriebswirtschaftlichen, steu- 
errechtlichen, gewerberechtlichen, lebens- 
mittelrechtlichen, arbeitsschutzrechtlichen 
und wettbewerbsrechtlichen Kenntnisse 
unterrichtet worden ist und mit deren 
Grundzügen als vertraut gelten kann. 

(2) unverändert 


(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. Die Landesregierungen kön- 
nen durch Rechtsverordnung die Ermächtigung auf 
oberste Landesbehörden übertragen. 
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Entwurf 

§ 5 

Auflagen 

(1) Gewerbetreibenden, die einer Erlaubnis be- 
dürfen, können jederzeit Auflagen zum Schutze 

1. der Gäste gegen Ausbeutung und gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit, 

2. der im Betrieb Beschäftigten gegen Gefah- 
ren für Leben, Gesundheit oder Sittlich- 
keit oder 

3. der Bewohner des Betriebsgrundstücks 
oder der Nachbargrundstücke sowie der 
Allgemeinheit gegen erhebliche Nachteile, 
Gefahren oder Belästigungen 

erteilt werden. 

(2) Gegenüber Gewerbetreibenden, die ein er- 
laubnisfreies Gaststättengewerbe betreiben, können 
Anordnungen nach Maßgabe des Absatzes 1 erlas- 
sen werden. 

§ 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke 

Ist der -Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zu verabreichen. 


§ 7 

Nebenleistungen 

(1) Im Gaststättengewerbe dürfen der Gewerbe- 
treibende oder Dritte auch während der Laden- 
schlußzeiten Zubehörwaren an Gäste abgeben und 
ihnen Zubehörleistungen erbringen. 

(2) Der Schank- oder Speisewirt darf außerhalb 
der Sperrzeit zum alsbaldigen Verzehr oder Ver- 
brauch 

1. Getränke und zubereitete Speisen, die er 
in seinem Betrieb verabreichen darf, 

2. Flaschenbier, alkoholfreie Getränke, Ta- 
bak- und Süßwaren 

an jedermann über die Straße abgeben. 

§ 8 

Erlöschen der Erlaubnis 

Die Erlaubnis erlischt, wenn der Inhaber den Be- 
trieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der 
Erlaubnis begonnen oder seit leinem Jahr nicht mehr 
ausgeübt hat. Die Fristen können verlängert wer- 
den, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 5 

unverändert 


§ 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke 

Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. Die Erlaubnisbehörde kann für den Aus- 
schank aus Automaten Ausnahmen zulassen. 

§ 7 

Nebenleistungen 

(1) unverändert 


(2) Der Schank- oder Speisewirt darf außerhalb 
der Sperrzeit zum alsbaldigen Verzehr oder Ver- 
brauch 

1. Getränke und zubereitete Speisen, die er 
in seinem Betrieb verabreicht, 

2. unverändert 

an jedermann über die Straße abgeben. 

§ 8 

unverändert 
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Entwurf 

§ 9 

Stellvertretungserlaubnis 

Wer ein erlaubnisbedürftiges Gaststättengewerbe 
durch einen Stellvertreter betreiben will, bedarf 
einer Stellvertretungserlaubnis; sie wird dem Er- 
laubnisinhaber für einen bestimmten Stellvertreter 
erteilt und kann befristet oder inhaltlich beschränkt 
werden. Die Vorschriften des § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 
des § 8 gelten entsprechend. 

§ 10 

Weiterführung des Gewerbes 

Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers darf das 
Gaststättengewerbe auf Grund der bisherigen Er- 
laubnis durch den Ehegatten oder die minderjähri- 
gen Erben während der Minderjährigkeit weiterge- 
führt werden. Das gleiche gilt für Nachlaßverwalter, 
Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrecker bis zur 
Dauer von zehn Jahren nach dem Erbfall. Die in 
Satz 1 und 2 bezeichneten Personen haben der Er- 
laubnisbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten, 
wenn sie den Betrieb weiterführen wollen. 

§ 11 

Vorläufige Erlaubnis und vorläufige 
Stellvertretungserlaubnis 

(1) Personen, die einem erlaubnispflichtigen Gast- 
stättenbetrieb von einem anderen übernehmen wol- 
len, kann die Ausübung des Gaststättengewerbes 
bis zur Erteilung der Erlaubnis auf Widerruf gestat- 
tet werden. Die vorläufige Erlaubnis soll nicht für 
eine längere Zeit als drei Monate erteilt werden; die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erteilung 
einer vorläufigen Stellvertretungserlaubnis. 

§ 12 

Gestattung 

(1) Aus besonderem Anlaß kann der Betrieb 
eines erlaubnisbedürftigen Gaststättengewerbes auf 
Zeit oder auf Widerruf gestattet werden. 

(2) Die entgeltliche Abgabe von Kostproben auf 
Ausstellungen kann auf Widerruf gestattet werden; 
Titel III der Gewerbeordnung findet insoweit keine 
Anwendung. 


§ 13 

Alkoholausschank im Reisegewerbe 

Auf die in § 1 Abs. 2 genannten Tätigkeiten fin- 
det Titel III der Gewerbeordnung keine Anwen- 


Be Schlüsse des 15. Ausschusses 
§ 9 

Stellvertretungserlaubnis 

Wer ein erlaubnisbedürftiges Gaststättengewerbe 
durch einen Stellvertreter betreiben will, bedarf 
einer Stellvertretungserlaubnis; sie wird dem Er- 
laubnisinhaber für einen bestimmten Stellvertreter 
erteilt und kann befristet werden. Die Vorschriften 
des § 4 Abs. 1 Nr. 1 und des § 8 gelten entsprechend. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

Vorläufige Erlaubnis und vorläufige 
Stellvertretungserlaubnis 

(1) Personen, die einen erlaubnisbedürftigen Gast- 
stättenbetrieb von einem anderen übernehmen wol- 
len, kann die Ausübung des Gaststättengewerbes 
bis zur Erteilung der Erlaubnis auf Widerruf gestat- 
tet werden. Die vorläufige Erlaubnis soll nicht für 
eine längere Zeit als drei Monate erteilt werden; die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) unverändert 

§ 12 

Gestattung 

(1) Aus besonderem Anlaß kann der Betrieb eines 
erlaubnisbedürftigen Gaststättengewerbes unter 
erleichterten Voraussetzungen vorübergehend auf 
Widerruf gestattet werden. 

(2) unverändert 


(3) Dem Gewerbetreibenden können jederzeit 
Auflagen erteilt werden. 

§ 13 

Gaststätten ohne gewerbliche Niederlassung 

Die Befugnis, ein Gaststättengewerbe im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 zu betreiben, berechtigt auch zubereitete 
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düng. An der Betriebsstätte müssen in einer für je- 
dermann erkennbaren Weise der Name mit minde- 
stens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 


§ 14 

Straußwirtschalten 

Die Länder können bestimmen, daß der Aus- 
schank selbsterzeugten Weines oder Apfelweines 
und im Zusammenhang hiermit das Verabreichen 
von zubereiteten Speisen zum Verzehr an Ort und 
Stelle für die Dauer von höchstens vier Monaten 
oder, soweit dies bisher nach Landesrecht zulässig 
war, von höchstens sechs Monaten, und zwar zusam- 
menhängend oder in zwei Zeitabschnitten im Jahre, 
keiner Erlaubnis bedarf. Sie können hierbei Vor- 
schriften über 

1. die persönlichen und räumlichen Vorausset- 
zungen für den Ausschank sowie über Menge 
und Jahrgang des ausgeschenkten Weines 
oder Apfelweines, 

2. das Verabreichen von zubereiteten Speisen 
zum Verzehr an Ort und Stelle, 

3. die Art der Betriebsführung 
erlassen. 


§ 15 

Rücknahme der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn Tatsachen be- 
kanntwerden, die die Versagung nach §■ 4 Abs. 1 
Nr. 1 rechtfertigen würden. 


(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
lassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht er- 
füllt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. Titel III der Gewerbeordnung findet keine 
Anwendung, auch soweit es sich um Personen han- 
delt, die das Reisegewerbe nicht selbständig be- 
treiben. An der Betriebsstätte müssen in einer für 
jedermann erkennbaren Weise der Name mit min- 
destens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 

§ 14 

Straußwirtschaften 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnungen zur Erleichterung des Absatzes selbster- 
zei^gten Weines oder Apfelweines bestimmen, daß 
der Ausschank dieser Getränke und im Zusammen- 
hang hiermit das Verabreichen von zubereiteten 
Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle für die Dauer 
von höchstens vier Monaten oder, soweit dies bis- 
her nach Landesrecht zulässig war, von höchstens 
sechs Monaten, und zwar zusammenhängend oder in 
zwei Zeitabschnitten im Jahre, keiner Erlaubnis be- 
darf. Sie können hierbei Vorschriften über 

1. die persönlichen und räumlichen Vorausset- 
zungen für den Ausschank sowie über Menge 
und Jahrgang des zum Ausschank bestimmten 
Weines oder Apfelweines, 

2. das Verabreichen von Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle, 

3. unverändert 

erlassen. Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung die Ermächtigung auf oberste 
Landesbehörden oder andere Behörden übertragen. 

§ 15 

Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, 
daß bei ihrer Erteilung Versagungsgründe nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Vorlagen. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der 
Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 rechtfertigen würden. 

(3) Sie kann widerrufen werden, wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
lassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht in- 
nerhalb einer gesetzten Frist erfüllt. 
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3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
führen läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
Abs. 1 ergangenen Verbot beschäftigt. 

(3) Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 gelten 
entsprechend für die Rücknahme der Stellvertre- 
tungserlaubnis. 

§ 16 

Untersagung erlaubnisfreier Betriebe 

Der Betrieb eines Gaststättengewerbes, für den 
eine Erlaubnis nicht erforderlich ist, kann untersagt 
werden, wenn 

1. Tatsachen bekanntwerden, die nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 die Versagung einer Erlaubnis rechtfer- 
tigen würden, 

2. der Gerwerbetreibende eine Anordnung nach 
§ 5 Abs. 2 nicht befolgt, 

3. der Gewerbetreibende Personen entgegen 
einem nach § 21 Ahs. 1 ergangenen Verbot be- 
schäftigt. 


§ 17 

Vorläufige Betriebsschließung 

In den Fällen der §§15 und 16 kann der Betrieb 
vorläufig geschlossen werden, wenn dies zur Ab- 
wehr besonderer Gefahren erforderlich ist. Die vor- 
läufige Betriebsschließung kann höchstens für die 
Dauer von drei Monaden ausgesprochen werden. 

§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schankwirtschaften, Speisewirtschaften 
und öffentliche Vergnügungsstätten beginnt die 
Sperrzeit um 1.00 Uhr nachts und endet um 5.00 Uhr 
morgens. 


Beschlüsse des 1 5. A u s s c h u s s c s 

3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
betreiben läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
ergangenen Verbot beschäftigt. 

(4) Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 3 Nr. 1, 2 und 

4 gelten entsprechend für die Rücknahme und den 
Widerruf der Stellvertretungserlaubnis. 

§ 16 

Untersagung erlaubnisfreier Betriebe 

Der Betrieb eines Gaststättengewerbes, für den 
eine Erlaubnis nicht erforderlich ist, kann untersagt 
und seine Fortsetzung verhindert werden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. der Gewerbetreibende Personen entgegen 
einem nach § 21 ergangenen Verbot be- 
schäftigt. 

§ 16 a 

Untersagung des Einzelhandels 
mit alkoholischen Getränken 

Der Einzelhandel mit alkoholischen Getränken 
kann untersagt und seine Fortsetzung verhindert 
werden, wenn der Gewerbetreibende solche Ge- 
tränke ohne Erlaubnis ausgesdienkt hat und des- 
halb innerhalb der letzten drei Jahre rechtskräftig 
bestraft oder mit Geldbuße belegt worden ist. 

§ 17 
entfällt 


§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schank- und Speisewirtschaften sowie für 
öilentliche Vergnügungsstätten ist durch Rechtsver- 
ordnung der Landesregierungen eine Sperrzeit all- 
gemein festzusetzen, ln der Rechtsverordnung ist zu 
bestimmen, daß die Sperrzeit bei Vorliegen eines 
öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse allgemein oder für einzelne Betriebe 
verlängert, verkürzt oder aufgehoben werden kann. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsverord- 
nung die Ermächtigung auf oberste Landesbehör- 
den oder andere Behörden übertragen. 
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(2) Die Landesregierungen können für besondere 
Örtliche Verhältnisse oder besondere Anlässe durch 
Rechtsverordnung abweichend von Absatz 1 Vor- 
schriften über die Festsetzung und Handhabung der 
Sperrzeit erlassen und anordnen, unter welchen 
Voraussetzungen sie verlängert oder verkürzt wer- 
den darf. 


§ 19 

Verbot des Ausschanks alkoholischer Getränke 

Aus besonderem Anlaß kann der gewerbsmäßige 
Ausschank alkoholischer Getränke vorübergehend 
für bestimmte Zeit und für einen bestimmten ört- 
lichen Bereich ganz oder teilweise verboten werden, 
wenn dies zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. 

§ 20 

Allgemeine Verbote 

Verboten ist, 

1. gewerbsmäßig alkoholische Getränke in Omni- 
bussen zu verabreichen, 

2. gewerbsmäßig alkoholische Getränke bei 
Schul-, Jugend- oder Sportveranstaltungen an 
Jugendliche unter 18 Jahren zu verabreichen, 

3. Branntwein oder überwiegend branntweinhal- 
tige Lebensmittel durch Automaten feilzuhal- 
ten, 

4. in Ausübung eines Gewerbes alkoholische Ge- 
tränke an Betrunkene zu verabreichen, 

5. im Gaststättengewerbe das Verabreichen von 
Speisen oder von alkoholfreien Getränken von 
der Bestellung alkoholischer Getränke abhän- 
gig zu machen. 


§ 21 

Beschäftigte Personen 

(1) Die Beschäftigung einer Person in einem Gast- 
stättenbetrieb kann dem Gewerbetreibenden unter- 
sagt werden, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, 
daß die Person die für ihre Tätigkeit erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) Die Vorschriften über die Sperrzeit finden 
keine Anwendung auf das Verabreichen von alko- 
holfreien Getränken, Bier und Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle aus Automaten in Betrieben an 
dort Beschäftigte. 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

Allgemeine Verbote 

Verboten ist 

Nummer 1 entfällt 

Nummer 2 entfällt 

3. unverändert 

4. in Ausübung eines Gewerbes alkoholische Ge- 
tränke an erkennbar Betrunkene zu verabreichen, 

5. im Gaststättengewerbe das Verabreichen von 
Speisen von der Bestellung von Getränken ab- 
hängig zu machen oder bei der Nichtbestellung 
von Getränken die Preise zu erhöhen, 

6. im Gaststättengewerbe das Verabreichen alko- 
holfreier Getränke von der Bestellung alkoholi- 
scher Getränke abhängig zu machen oder bei der 
Nichtbestellung alkoholischer Getränke die 
Preise zu erhöhen. 

§ 21 

Beschäftigte Personen 

(1) Die Beschäftigung einer Person in einem Gast- 
stättenbetrieb kann dem Gewerbetreibenden unter- 
sagt werden, wenn Tatsachen die Annahme recht- 
fertigen, daß die Person die für ihre Tätigkeit erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 
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(2) Die Landesregierungen können zur Aufrecht- 
erhaltung der Sittlichkeit oder zum Schutze der 
Gäste durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Zulassung, das Verhalten und die Art der Tätig- 
keit der in Gaststättenbetrieben Beschäftigten erlas- 
sen. 


(3) Die Vorschriften des § 16 Abs. 3 der Arbeits- 
zeitordnung vom 30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 447), zuletzt geändert durch das Gesetz über den 
Ladenschluß vom 28. November 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 875) und des § 37 Abs. 2 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 665), zuletzt geändert durch das Bundes- 
urlaubsgesetz vom 8. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 2), bleiben unberührt. 

§ 22 

Auskunft und Nachschau 

(1) Die Inhaber von Gaststättenbetrieben, ihre 
Stellvertreter und die mit der Leitung des Betriebes 
beauftragten Personen haben den zuständigen Be- 
hörden die für die Durchführung dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung des Betriebes beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen 
und Besichtigungen vorzunehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen. Der Auskunftspflichtige hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 23 

Vereine und Gesellschaften 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über den Aus- 
schank alkoholischer Getränke finden auch auf Ver- 
eine und Gesellschaften Anwendung, die kein Ge- 
werbe betreiben; dies gilt nicht für den Ausschank 
an Arbeitnehmer dieser Vereine oder Gesellschaf- 
ten. 


■ — 5. Wahlperiode 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) Die Landesregierungen können zur Aufrecht- 
erhaltung der Sittlichkeit oder zum Schutze der 
Gäste durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Zulassung, das Verhalten und die Art der Tätig- 
keit sowie, soweit tarifvertragliche Regelungen nicht 
bestehen, die Art der Entlohnung der in Gaststätten- 
betrieben Beschäftigten erlassen. Die Landesregie- 
rungen können durch Rechtsverordnung die Ermäch- 
tigung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(3) Die Vorschriften des § 16 Abs. 3 der Arbeits- 
zeitordnung vom 30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 447), zuletzt geändert durch das Gesetz über den 
Ladenschluß vom 28. November 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 875) und des § 37 Abs. 2 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 665), zuletzt geändert durch das Dritte Ge- 
setz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 29. Juli 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 455), bleiben 
unberührt. 

§ 22 

unverändert 


§ 23 

Vereine und Gesellschaften 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über den 
Ausschank alkoholischer Getränke finden auch auf 
Vereine und Gesellschaften Anwendung, die kein 
Gewerbe betreiben; dies gilt nicht für den Ausschank 
an Arbeitnehmer dieser Vereine oder Gesellschaf- 
ten. 
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§ 24 

Realgewerbeberechtigung 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch 
auf Realgewerbeberechtigungen Anwendung mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Beschaffenheit 
und die Einteilung der Räume (§ 4 Abs. 1 Nr. 2) und 
über das öffentliche Interesse hinsichtlich der Ver- 
wendung der Räume (§ 4 Abs. 1 Nr. 3); auch diese 
Vorschriften finden jedoch Anwendung, falls das 
Gaststättengewerbe in den letzten drei Jahren vor 
Antragstellung nicht betrieben worden ist. Die Frist 
kann von der Erlaubnisbehörde verlängert werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Die Länder können bestimmen, daß auch die 
in Absatz 1 ausgenommenen Vorschriften Anwen- 
dung finden, wenn die Erlaubnis auf Grund einer 
Realgewerbeberechtigung für ein Grundstück nach- 
gesucht wird, auf welchem die Erlaubnis auf Grund 
dieser Realgewerbeberechtigung bisher nicht ausge- 
übt wurde. 

§ 25 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung auf Betreuungseinrichtungen, insbeson- 
dere Kantinen und Kameradschaftsheime, der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte, der Bundeswehr, des Bun- 
desgrenzschutzes oder der in Gemeinschaftsunter- 
künften untergebrachten Polizei sowie auf die Mes- 
sen an Bord, soweit sich diese Betriebe überwiegend 
auf die Bewirtung der Angehörigen dieser Verbände 
beschränken. Dies gilt auch für Betreuungseinrich- 
tungen der Bundespost. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
und mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die Vorschriften dieses 
Gesetzes auch auf Bahnhofsgaststätten, Speisewa- 
gen, Kantinen und Betriebsküchen der nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs ganz 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(2) Werden in den Fällen des Absatzes 1 alko- 
holische Getränke in Räumen ausgeschenkt, die im 
Eigentum dieser Vereine oder Gesellschaften stehen 
oder ihnen mietweise, leihweise oder aus einem an- 
deren Grunde überlassen und nicht Teil eines Gast- 
stättenbetriebes sind, so finden die Vorschriften die- 
ses Gesetzes mit Ausnahme der §§ 5, 6, 16, 18, 22 
sowie des § 29 Abs. 1 Nr. 2, 6, 10 und 11 und Ab- 
satz 2 Nr. 1 und 2 keine Anwendung. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß auch andere Vorschriften dieses Gesetzes An- 
wendung finden, wenn durch den Ausschank alkoho- 
lischer Getränke Gefahren für die Sittlichkeit oder 
für Leben oder Gesundheit der Gäste oder der Be- 
schäftigten entstehen. 

§ 24 

Realgewerbeberechtigung 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch 
auf Realgewerbeberechtigungen Anwendung mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Lage der 
Räume (§ 4 Abs. 1 Nr. 2) und über das öffentliche 
Interesse hinsichtlich der Verwendung der Räume 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 3). Realgewerbeberechtigung, die 
drei Jahre lang nicht ausgeübt worden sind, er- 
löschen. Die Frist kann von der Erlaubnisbehörde 
verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vor- 
liegt. 

(2) Die Länder können bestimmen, daß auch die 
in Absatz 1 ausgenommenen Vorschriften Anwen- 
dung finden, wenn um die Erlaubnis auf Grund einer 
Realgewerbeberechtigung für ein Grundstück nach- 
gesucht wird, auf welchem die Erlaubnis auf Grund 
dieser Realgewerbeberechtigung bisher nicht ausge- 
übt wurde. 

§ 25 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung auf Betreuungseinrichtungen, insbeson- 
dere Kantinen und Kameradschaftsheime, der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte, der Bundeswehr, des Bun- 
desgrenzschutzes oder der in Gemeinschaftsunter- 
künften untergebrachten Polizei sowie auf die Mes- 
sen an Bord, soweit sich diese Betriebe überwiegend 
auf die Bewirtung der Angehörigen dieser Verbände 
beschränken. Dies gilt auch für Betreuungseinrich- 
tungen der Bundespost und für Luftfahrzeuge. 

(2) unverändert 
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oder teilweise keine Anwendung finden, wenn auf 
andere Weise sichergestellt ist, daß durch diese Be- 
triebe keine Gefahren für die Sittlichkeit oder für 
Leben oder Gesundheit der Gäste oder der Beschäf- 
tigten entstehen oder diese Betriebe dem öffent- 
lichen Interesse nicht widersprechen. 

§ 26 

Sonderregelung 

(1) Soweit in Bayern und Rheinland-Pfalz der 
Ausschank selbsterzeugter Getränke ohne Erlaubnis 
gestattet ist, bedarf es hierfür auch künftig keiner 
Erlaubnis. Die Landesregierungen können zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung durch Rechtsverordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank aufstellen, insbeson- 
dere die Dauer des Ausschanks innerhalb des Jah- 
res bestimmen und die Art der Betriebsführung 
regeln. 


(2) Die in Bayern bestehenden Kommunbraube- 
rechtigungen sowie die in Rheinland-Pfalz beste- 
hende Berechtigung zum Ausschank selbsterzeugten 
Branntweins erlöschen, wenn sie seit zehn Jahren 
nicht mehr ausgeübt worden sind. 

§ 27 

Unbefugte Gewerbeausiibung 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche Er- 
laubnis alkoholische Getränke verabreicht 
oder Gäste beherbergt oder 

2. entgegen § 20 Nr. 4 in Ausübung eines Ge- 
werbes alkoholische Getränke an Betrun- 
kene verabreicht. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr 

§ 28 

Verletzung der Geheimhaltungspflidit 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
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§ 26 

Sonderregelung 

(1) Soweit in Bayern und Rheinland-Pfalz der 
Ausschank selbsterzeugter Getränke ohne Erlaubnis 
gestattet ist, bedarf es hierfür auch künftig keiner 
Erlaubnis. Die Landesregierungen können zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung durch Rechtsverordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank aufstellen, insbeson- 
dere die Dauer des Ausschanks innerhalb des Jah- 
res bestimmen und die Art der Betriebsführung 
regeln. Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung die Ermächtigung auf oberste Landes- 
behörden übertragen. 

(2) unverändert 


§ 27 

entfällt 


§ 28 

unverändert 
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ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 29 

Ordnungswidrfgkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis alkoholfreie Getränke oder zu- 
bereitete Speisen verabreicht, 

2. einer inhaltlichen Beschränkung der Er- 
laubnis nach § 3 Abs. 2 zuwider handelt 
oder einer Auflage oder Anordnung nach 
§ 5 nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, 

3. über den in § 7 erlaubten Umfang hinaus 
Waren abgibt oder Leistungen erbringt, 

4. ohne die nach § 9 erforderliche Erlaubnis 
ein Gaststättengewerbe durch einen 
Stellvertreter betreibt oder in einem 
Gaststättengewerbe als Stellvertreter 
tätig ist, 

5. die nach § 4 Abs, 2 oder § 10 Satz 3 
erforderliche Anzeige nicht oder nicht 
unverzüglich erstattet, 

6. als Inhaber einer Schankwirtschaft, Spei- 
sewirtschaft oder öffentlichen Vergnü- 
gungsstätte oder als dessen Beauftragter 
duldet, daß ein Gast nach Beginn der 
Sperrzeit in den Betriebsräumen verweilt, 

7. entgegen einem Verbot nach § 19 alko- 
holische Getränke verabreicht, 

8. einem Verbot des § 20 Nr. 1 bis 3 oder 
Nr. 5 über das Verabreichen alkoholischer 
Getränke oder das Feilhalten von Brannt- 
wein oder überwiegend branntweinhalti- 
gen Lebensmitteln zuwiderhandelt, 


§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1, ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis Getränke oder zubereitete Spei- 
sen verabreicht oder Gäste beherbergt, 

2. einer Auflage oder Anordnung nach § 5 
oder einer Auflage nach § 12 Abs. 3 

nicht, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig nachkommt, 

3, unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. einem Verbot des § 20 Nr. 3 über das 
Feilhalten von Branntwein oder über- 
wiegend branntweinhaltigen Lebensmit- 
teln zuwiderhandelt oder entgegen dem 
Verbot des § 20 Nr. 5 das Verabreichen 
von Speisen von der Bestellung von Ge- 
tränken abhängig macht oder entgegen 
dem Verbot des § 20 Nr. 6 das Verabrei- 
chen alkoholfreier Getränke von der Be- 
stellung alkoholischer Getränke abhängig 
macht, 

8a. entgegen dem Verbot des § 20 Nr. 4 in 
Ausübung eines Gewerbes alkoholische 
Getränke oder in den Fällen des § 20 
Nr. 6 bei Nichtbestellung alkoholischer 
Getränke die Preise erhöht. 


9. Personen beschäftigt, deren Beschäftigung 9. unverändert 

ihm nach § 21 Abs. 1 untersagt worden 
ist. 
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10. entgegen § 22 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, den Zutritt zu den für den 
Betrieb benutzten Grundstücken und 
Räumen nicht gestattet oder die Einsicht 
in geschäftliche Unterlagen nicht gewährt, 

11. den Vorschriften einer auf Grund des 
§ 21 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
ordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 


12. einer Vorschrift einer Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, die auf Grund des § 17 
Abs. 2 des Gaststättengesetzes vom 28. 
April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gaststättengesetzes vom 4. Au- 
gust 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171) er- 
lassen ist. 


(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen §6 keine alkoholfreien Getränke 
verabreicht, 

2. ein erlaubnisfreies Gaststättengewerbe 
betreibt, obwohl ihm der Betrieb nach § 16 
untersagt worden ist 


3. als Gast in den Räumen einer Schankwirt- 
schaft, einer Speisewirtschaft oder einer 
öffentlichen Vergnügungsstätte über den 
Beginn der Sperrzeit hinaus verweilt, ob- 
wohl der Gewerbetreibende, ein in seinem 
Betrieb Beschäftigter oder ein Beauftragter 
der zuständigen Behörde ihn ausdrücklich 
aufgefordert hat, sich zu entfernen. 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. Eine 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

10. unverändert 


11. den Vorschriften einer auf Grund der 
§§ 14, 18 Abs. 1, 21 Abs. 2 oder des § 26 
Abs. 1 Satz 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechts- 
verordnung für einen bestimmten Tat- 
bestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist oder 

12. einer Vorschrift zuwiderhandelt, die auf 
Grund des § 17 Abs. 2 des Gaststätten- 
gesetzes vom 28. April 1930 (Reichsge- 
setzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gaststät- 
tengesetzes vom 4. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1171) oder des Gesetzes 
über weibliche Angestellte in Gast- und 
Schank wirtschaften vom 15. Januar 1920 
(Reichsgesetzbl. S. 69) erlassen worden 
ist. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. unverändert 

2. unverändert 


2a. Einzelhandel mit alkoholischen Geträn- 
ken betreibt, obwohl ihm dies nach 
§ 16 a untersagt worden ist, oder 

3. unverändert 


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 
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sS 30 § 30 

Handeln für einen anderen entfällt 

(1) Die Strafvorschriften des § 27 und die Buß- 
geldvorschriften des § 29 gelten auch für denjenigen, 
der als vertretungsberechtigtes Organ einer juristi- 
schen Person, als Mitglied eines solchen Organs, als 
vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft oder als gesetzlicher Vertre- 
ter eines anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn 
die Rechtshandlung, weiche die Vertretungsbefugnis 
begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines ande- 
ren beauftragt oder von diesem ausdrücklich damit 
betraut ist, in eigener Verantwortung Pflichten zu 
erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
erlegen. 


§31 § 31 

Verletzung der Aulsichtspllicht entfällt 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine durch 
§ 27 mit Strafe oder durch § 29 mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber oder 
Leiter des Betriebs oder ein Mitglied des zur ge- 
setzlichen Vertretung berufenen Organs einer juri- 
stischen Person oder einen vertretungsberechtigten 
Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn sie vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt 
haben und der Verstoß hierauf beruht. 


(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 27 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu zwanzig tausend Deutsche 
Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark. 

(3) Im Falle eines Verstoßes gegen § 29 beträgt 
die Geldbuße 

1. bei vorsätzlicher Auf sicht spflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark, 


§ 32 § 32 

Geldbuße gegen juristische Personen und entfällt 

Personenhandelsgesellschaiten 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Straftat nach 
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§ 21 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 29, so 
kann auch gegen die juristische Person oder die Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat vor- 
sätzlich begangen worden ist, bis zu zwanzigtausend 
Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen wor- 
den ist, bis zu zehntausend Deutsche Mark. Ist eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 29 begangen worden, so 
ist die Geldbuße nach dieser Vorschrift zu bemessen. 

(3) §6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit 
empfangen oder aus ihr gezogen hat. 

§ 33 

Allgemeine V erwaltungsvorschrif ten 

Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften. 

§ 34 

Zuständigkeit 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen bestimmen die für die Ausführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


§ 35 

Anwendbarkeit der Gewerbeordnung 

Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegenden Gewerbebetriebe finden die Vorschriften 
der Gewerbeordnung soweit Anwendung, als nicht 
in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen 
worden sind. 

§ 36- 

Fortgeltung von Reditsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer durch dieses Gesetz auf- 
gehobenen Vorschrift erlassen worden sind, gelten 
bis zu ihrer Aufhebung fort, soweit sie nicht mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes in Widerspruch stehen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechts Verordnung, die nicht der Zustimmung 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


§ 33 

unverändert 


§ 34 

Zuständigkeit und Verfahren 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen können die für die Ausführung 
dieses Gesetzes und der nach diesem Gesetz ergan- 
genen Rechtsverordnungen zuständigen Behörden 
bestimmen; die Landesregierungen oder die von 
ihnen durch Rechtsverordnung bestimmten obersten 
Landesbehörden können ferner durch Reditsverord- 
nung das Verfahren, insbesondere bei Erteilung so- 
wie bei Rücknahme und Widerruf von Erlaubnissen 
und bei Untersagungen, regeln. 

§ 35 

Anwendbarkeit der Gewerbeordnung 

Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegenden Gewerbebetriebe finden die Vorschriften 
der Gewerbeordnung soweit Anwendung, als nicht 
in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen 
worden sind; die Vorschriften über den Arbeits- 
schutz werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 36 

Fortgeltung von Reditsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer durch dieses Gesetz auf- 
gehobenen Vorschrift erlassen worden sind, gelten 
bis zu ihrer Aufhebung fort, soweit sie nicht mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes in Widerspruch stehen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
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des Bundesrates bedarf, hiernach fortgeltende 
Rechtsverordnungen aufzuheben. 

§ 37 

Aufgehobene Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. das Gaststättengesetz vom 28, April 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gaststättengesetzes 
vom 4. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171), 

2. die Verordnung des Reichswirtschaftsministers 
vom 21. Juni 1930 zur Ausführung des Gaststät- 
tengesetzes (Reichsgesetzbl. I S. 191), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gaststättengeset- 
zes vom 19. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 37), 

3. die Verordnung über Speiseeiswirtschaften vom 

16. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 709), 

4. die bayerische Verordnung zum Vollzug des 
Gaststättengesetzes vom 12. September 1931 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen Landes- 
rechts IV S. 52), 

5. die bayerische Bekanntmachung zum Vollzug des 
Gaststättengesetzes vom 15. September 1931 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen Landes- 
rechts IV S, 54), 

6. die bayerische Verordnung über die zeitliche Be- 
schränkung des Ausschanks von Branntwein und 
des Kleinhandels mit Trinkbranntwein vom 

17. Oktober 1939 (Bereinigte Sammlung des 
bayerischen Landesrechts IV S. 63), 

7. die Verordnung des Niedersächsischen Staats- 
ministeriums über Speisewirtschaften vom 4. Sep- 
tember 1947 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 83), 

8. die hamburgische Verordnung über Speisewirt- 
schaften vom 24. Oktober 1946 (Hamburgische s 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 115), 

9. das saarländische Gesetz Nr. 387 über den Einzel- 
handel mit Bier in Flaschen und sonstigen Be- 
hältnissen vom 10. Juli 1953 (Amtsblatt der Saar- 
landes S. 524). 

§ 38 

übergangsvorsdiriften 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis oder Gestattung gilt im bisherigen Um- 
fang als Erlaubnis im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz eine Erlaubnis er- 
forderlich ist, gilt sie demjenigen als erteilt, der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne Erlaubnis oder 
Gestattung eine nach diesem Gesetz erlaubnispflich- 
tige Tätigkeit befugt ausübt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

desrates hiernach fortgeltende Rechtsverordnungen 
aufzuheben. 

§ 37 

unverändert 


§ 38 

Übergangsvorschriften 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis oder Gestattung gilt im bisherigen Um- 
fang als Erlaubnis oder Gestattung im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz eine Erlaubnis er- 
forderlich ist, gilt sie demjenigen als erteilt, der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne Erlaubnis oder 
Gestattung eine nach diesem Gesetz erlaubnisbe- 
dürftige Tätigkeit befugt ausübt. In den Fällen des 
Artikels 2 Abs. 1 des Ersten Teils des Vertrages 
zur Regelung der aus Krieg und Besatzung entstan- 
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(3) Der in Absatz 2 bezeichnete Erlaubnisinhaber 
oder derjenige, der eine vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erteilte Erlaubnis nicht nachweisen kann, 
hat seinen Betrieb der zuständigen Behörde anzuzei- 
gen. Die Erlaubnisbehörde bestätigt dem Gewerbe- 
treibenden kostenfrei und schriftlich, daß er zur Aus- 
übung seines Gewerbes berechtigt ist. Die Bestäti- 
gung muß die Betriebsart sowie die Betriebsräume 
bezeichnen. Wird die Anzeige nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erstattet, so erlischt die Erlaubnis. 

§ 39 

Bezugnahme auf Vorschriften 

Soweit in Gesetzen oder Verordnungen des Bun- 
desrechts auf Vorschriften des Gaststättengesetzes 
vom 28. April 1930 Bezug genommen wird, beziehen 
sich diese Verweisungen auf die entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes, 

§ 40 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

In § 15 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes in 
der Fassung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1741) werden die Nummern 1 bis 4 durch folgende 
Nummern 1 bis 5 ersetzt: 

1. Der Bund bedarf keiner Erlaubnis nach § 2 des 

Gaststättengesetzes vom ( ). Die 

Straßenbaubehörde hat eine für die Einhaltung 
der gewerberechtlichen Vorschriften verantwort- 
liche Person zu bestellen. 

2. Die Erlaubnis für den Pächter oder seinen Stell- 
vertreter darf nur versagt werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Gaststät- 
tengesetzes gegeben sind. 

3. Die zuständigen Behörden ordnen die Maßnah- 
men nach § 120 d der Gewerbeordnung im Beneh- 
men mit den Straßenbaubehörden an; das gleiche 
gilt für Maßnahmen nach den §§ 5, 15 und 16 des 
Gaststättengesetzes. 

4. Die Vorschrift des § 17 des Gaststättengesetzes 
findet keine Anwendung. 

5. Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
die Sperrzeit für die Nebenbetriebe durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates nidit bedarf, so zu regeln, daß die jederzei- 
tige Versorgung der Verkehrsteilnehmer ge- 
sichert ist. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

denen Fragen (Bundesgesetzbl. 1955, II S. 405) 
gilt die Erlaubnis auch demjenigen erteilt, der eine 
nach diesem Gesetz erlaubnisbedürftige Tätigkeit 
innerhalb eines Jahres vor Inkrafttreten des Geset- 
zes befugt ausgeübt hat, ohne daß ihm die Ausübung 
der Tätigkeit bei Inkrafttreten des Gesetzes unter- 
sagt war. 

(3) unverändert 


§ 39 

unverändert 


§ 40 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

In § 15 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes in 
der Fassung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1741) werden die Nummern 1 bis 4 durch folgende 
Nummern 1 bis 5 ersetzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 

5. unverändert 
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§ 41 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen des Bundesministers für Wirtschaft, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§ 42 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt ein Jahr nach dem Tage der 
Verkündung in Kraft. Soweit Vorschriften dieses 
Gesetzes zum Erlaß von Rechtsverordnungen er- 
mächtigen, treten sie mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 41 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 42 

unverändert 
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